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Folgende Behörden / Träger öffentlicher Belange haben keine Bedenken geäußert (auf Abdruck wurde daher verzichtet): 

- Abwasserentsorgung Tellingstedt GmbH, 24.09.2025 

- Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung, Untere Forstbehörde Westküste, 24.09.2025 

- Gemeinde Süderdorf, 24.09.2025 

- LLUR Südwest Itzehoe, Immissionsschutz, 09.10.2025 

- Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Elbe-Nordsee, Fachbereich Schifffahrt, 10.10.2025 

- Industrie- und Handelskammer zu Flensburg, 10.11.2025 

 

 

Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sind keine Stellungnahmen eingegangen.
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1 Behörden / Träger öffentlicher Belange 
 

1.1 Kreis Dithmarschen, 13.11.2025  

Ziel der Planung ist die Sicherung des Betriebsstandortes einer Biogasanlage.  

Zugleich soll eine Erweiterung der Biogasanlage ermöglicht werden, welche  

nicht mehr durch die Privilegierung nach § 35 BauGB abgedeckt wird. Außer-

dem soll zusätzlich eine PV-Freiflächenanlage im Nahbereich der Biogasanlage 

errichtet werden. 

 

Meine Hinweise aus dem frühzeitigen Beteiligungsverfahren wurden beachtet. 

Darüber hinaus habe ich keine weiteren Anmerkungen zu der vorgelegten Pla-

nung. 

 

Kenntnisnahme.  

Die Hinweise und Anregungen der intern beteiligten Fachbehörden und  

Dienststellen sind im weiteren Verfahren zu berücksichtigen. 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Die beteiligten Fachbehörden und Dienststellen werden im Bauleitplanverfah-

ren beteiligt.  

 

Untere Naturschutzbehörde  

Hinsichtlich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 10 der Gemeinde  

Wrohm bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 

 

 

Kenntnisnahme. 

Der Plangeltungsbereich der Bauleitplanung liegt im Landschaftsschutzgebiet  

„Nordergeest“. Für die Errichtung der Solaranlage mit einer Fläche von ca. 

0,6 ha im SO 1 ist keine gesonderte Ausnahmegenehmigung von der LSG-Ver-

ordnung erforderlich. Für die Erweiterung der Biogasanlage im SO 3 wurde die  

Ausnahmegenehmigung von der LSG-Verordnung bereits im Genehmigungs- 

verfahren nach dem BImSchG erteilt. Im SO 2 lässt der vorhabenbezogene  

Bebauungsplan nach der textlichen Festsetzung 1.2 die Errichtung einer Biogas-

anlage mit Fermenter, Nachgärer, Endlager zu, die jeweils eine Gesamthöhe 

Der Stellungnahme wird wie folgt gefolgt: 

Im SO 2 (Biogasanlage) wird, wie im VEP dargestellt, lediglich eine Lagerfläche 

für die Biogasanlage und eine Zuwegung vorgesehen. Andere Vorhaben sind 

nicht geplant. 

In der Begründung Teil 1 und 2 wird ergänzt, dass bei maximaler Ausnutzung 

der Höhe gemäß der textlichen Festsetzung 1.2 eine gesonderte Ausnahme-

genehmigung von der LSG-Verordnung erforderlich ist. 
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von bis zu 25 m haben können. Nach der Landschaftsschutzgebietsverordnung 

ist für bauliche Anlagen ab 15 m Höhe und ab einem umbauten Raum von 

20.000 m³ eine Ausnahmegenehmigung von der LSG-Verordnung erforderlich. 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan stellt im SO 2 nur Lagerflächen und einen 

Weg dar. Für die Nutzungen, die der Vorhaben- und Erschließungsplan darstellt, 

ist keine gesonderte Ausnahmegenehmigung von der LSG-Verordnung erforder-

lich. Für die Nutzungen im SO 2, die die Festsetzung 1.2 zulässt ist eine geson-

derte Ausnahmegenehmigung von der LSG-Verordnung erforderlich. Die Ertei-

lung der Genehmigung kann noch nicht in Aussicht gestellt werden, da die für  

eine Beurteilung der Auswirkungen auf das LSG erforderlichen Detailaussagen 

zur Gestaltung der Anlage bisher fehlen. 

 

Der Eingriffsbilanzierung kann noch nicht gefolgt werden. Für das SO 2 wurde 

die maximal zulässige Versiegelung nicht vollständig ermittelt. Es erfolgt aus-

schließlich eine Ermittlung der Versiegelung über die GRZ von 0,40, ohne zu be-

achten, dass gem. § 19 Abs. 4 BauNVO noch einmal die Hälfte der festgesetzten 

zulässigen Grundfläche durch Nebenanlagen und Zuwegungen versiegelt wer-

den darf. Zulässigerweise errichtete Bestandsversiegelungen können bei der Er-

mittlung des Ausgleichsbedarfs abgezogen werden. Der vorhandene interne 

Ausgleich reicht daher nicht aus, die durch den B-Plan vorbereiteten Eingriffe zu 

kompensieren. 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Die Bilanzierung wird angepasst. Die Überschreitung der GRZ bis zu 0,6 wird 

berücksichtigt. Durch die Anpassung der GRZ von 0,6 ist eine Versiegelung 

von 3.991 m² möglich. Mit dem Ausgleichsfaktor von 0,5 ist ein Ausgleich von 

1.995 m² für das SO 2 zu erbringen. Es ist ein Gesamtausgleichsbedarf von 

3.727 m² zu erbringen. Davon werden 3.136 m² im Plangebiet verortet. Die 

noch zu verbleibenden 600 m² werden auf einer externen Ausgleichsfläche 

auf dem Flurstück 38, Flur 7 in der Gemarkung Wrohm erbracht.  

Es wird eine Zuordnungsfestsetzung für die externe Ausgleichsfläche ergänzt 

(siehe textliche Festsetzung 1.9).  

 

Die textliche Festsetzung 1.3 wird angepasst. Es wird ergänzend festgesetzt, 

dass eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die Grundflächen 

von Anlagen zur Erzeugung von Strom und Wärme aus solarer Strahlungs-

energie nach § 19 Abs. 5 BauNVO im SO 2 nur bis zu einer GRZ von 0,6 zuläs-

sig ist.  
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Der Ausgleich für bereits genehmigte Eingriffe im Plangeltungsbereich sollte 

nicht dem B-Plan zugeordnet werden (s. Kap. 8.1.1.1, Teil II der Begründung). 

Dies führt nur zu Verwirrungen bei der Zuständigkeit für die Durchsetzung der 

Umsetzung. Der Ausgleich für das Erdbecken wäre ansonsten der Vollständig-

keit halber auch zuzuordnen. 

 

Der Stellungnahme wird wie folgt gefolgt: 

Es handelt sich nicht um eine formale Zuordnung der Ausgleichsfläche. Auf 

der Planzeichnung ist lediglich der Hinweis Nr. 5 auf die bestehenden Kom-

pensationsmaßnahmen für den Eingriff in Natur und Landschaft für die beste-

hende Biogasanlage.  

Mit dem Hinweis wird vermerkt, dass es sich bei der Biogasanlage um eine 

Bestandsanlage mit gesicherten Kompensationsflächen handelt, für die die er-

forderlichen Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) vorliegen. Die Maßnahmen wurden für den Bestand schon umge-

setzt.  

Die Erläuterung in der Begründung Teil 2 wird angepasst.  

Für die extensive Beweidung der internen Ausgleichs- sowie der PV-Anlagenflä-

che sollte eine Begrenzung der Besatzdichte erfolgen. Eine übliche Größenord-

nung sind fünf Mutterschafe pro Hektar, zuzüglich ihrer Lämmer der jeweiligen 

Saison. 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Die textliche Festsetzung 1.7 wird angepasst. Es wird eine Besatzdichte von 

fünf Mutterschafe pro Hektar, zuzüglich ihrer Lämmer der jeweiligen Saison 

festgesetzt. 

In der Zusammenfassung des Umweltberichts wird auf eine Maßnahmenfläche 

mit der Ordnungsnummer 1 verwiesen, die nicht in der Planzeichnung zu finden 

ist. Dies sollte korrigiert werden. 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Die Begründung wird korrigiert, eine Nummerierung der internen Maßnah-

menflächen ist nicht mehr erforderlich.  
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Untere Wasserbehörde  

Wasserrechtliche Stellungnahme zum Grundwasser: 

Wenn im Plangebiet keine privilegierte Landwirtschaft mehr stattfindet, entfällt 

die erlaubnisfreie Benutzung des Grundwassers gemäß § 46 Abs. 1 Nr. 2 WHG 

(Drainierung und Ableitung von Grundwasser) für das gesamte Plangebiet. Die 

Binnenentwässerung ist aufzugeben, da ohne Privilegierung eine wasserrechtli-

che Erlaubnis nicht erteilt wird. Entsprechend ist in den anstehenden Planungen 

/Anträgen die hydrogeologische Situation, zu erläutern. Es ist darzulegen in wie 

weit eine erlaubnisfreie Benutzung des Grundwassers gemäß § 46 Abs. 1 Nr. 2 

WHG (Drainierung und Ableitung von Grundwasser) für das Plangebiet vorliegt. 

 

Sollten z.B. im Rahmen des Leitungsbaus oder dem Bau von Trafohäuschen 

Grundwasserhaltungen notwendig werden, bedarf dies einer separaten wasser-

rechtlichen Erlaubnis. Die wasserrechtliche Erlaubnis für Grundwasserabsen-

kung und die notwendige Ableitung des geförderten Grundwassers oder Schich-

ten- und Baugrubenwassers sind zwingend 8 Wochen vor Beginn der Baumaß-

nahmen bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen. Der Umfang der An-

tragsunterlagen ist vorab mit der unteren Wasserbehörde abzustimmen. 

 

 

Kenntnisnahme. 

Die hydrogeologische Situation und Genehmigungen sind nicht Regelungsin-

halt der Bauleitplanung und sind in der weiteren Genehmigungsplanung zu be-

rücksichtigen.  

Der Vorhabenträger wird über die ggf. erforderlichen wasserrechtlichen Ge-

nehmigungen informiert. 

Die Gründung der Solarmodule und der weiteren Bauten ist in den vorliegenden 

Unterlagen nicht ausreichend beschrieben. Es werden weder Anzahl, noch 

Tiefe, noch Durchmesser der Rammpfähle genannt. Auf Grund der zu erwarten-

den Anzahl an Gründungselementen stellen diese einen potentiellen Eingriff ins 

Grundwasser dar. Beispielsweise ist damit zu rechnen, dass sich an der Kontakt-

fläche zum Gründungselement ein präferenzieller Fließweg einstellt und hier-

durch die Filterfunktion des Oberbodens quantitativ deutlich verringert. 

 

Im gesamten Plangebiet ist eine Gründung der Solarmodule mit verzinkten 

Stahlprofilen aus Gründen des allgemeinen Grundwasserschutzes nur zulässig, 

wenn vor Baubeginn fachgutachterlich nachgewiesen wird, dass sich der höchst 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Auf der Planzeichnung wird ein Hinweis zum Grundwasserschutz ergänzt. Es 

wird darauf hingewiesen, dass die Untere Wasserbehörde (UWB) darauf auf-

merksam macht, dass eine Gründung der Solarmodule und der Gründung von 

Zäunen mit verzinkten Stahlprofilen nur zulässig ist, wenn vor Baubeginn 

fachgutachterlich nachgewiesen wird, dass sich der höchst anzunehmende 

Grundwasserstand unterhalb der Gründungsebene der Solarmodule bzw. 

Zaunanlage befindet. 

Die Regelung dieses Sachverhalts findet im Bauantragsverfahren statt und ist 

keine Angelegenheit der Bauleitplanung. 
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anzunehmende Grundwasserstand unterhalb der Gründungsebene der Solar-

module bzw. Zaunanlage befindet. Der Nachweis ist der unteren Wasserbe-

hörde vor Baubeginn vorzulegen. Alternativ sind andere Gründungsmaterialien 

zu verwenden (z. B. unverzinkter Stahl, Edelstahl, Aluminium). Gleiches gilt für 

die Gründung der Zaunanlage. 

 

Untere Bodenschutzbehörde  

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen das geplante Vorhaben keine 

Bedenken, sofern alle Erd- und Tiefbauarbeiten unter Einhaltung der einschlägi-

gen Gesetze, Normen und Richtlinien nach dem Stand der Technik ausgeführt 

werden und eine negative Beeinflussung des Bodens und des Grundwassers so-

mit ausgeschlossen ist. 

 

 

Kenntnisnahme.  

Hinweise:  

Im Hinblick auf den vorsorgenden Bodenschutz wird insbesondere auf das Ge-

setz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von 

Altlasten (BBodSchG) sowie die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 

(BBodSchV) in ihren jeweils aktuellen Fassungen verwiesen.  

Des Weiteren ist die DIN 19639 („Bodenschutz bei Planung und Durchführung 

von Bauvorhaben“) zu beachten. Es ist damit zu rechnen, dass eine bodenkund-

liche Baubegleitung bei Bauantragsstellung gefordert wird. 

 

Kenntnisnahme. 

Bei der Errichtung der Freiflächenphotovoltaikanlage ist die Arbeitshilfe „Bo-

denschutz bei Standortauswahl, Bau, Betrieb und Rückbau von Freiflächenanla-

gen für Photovoltaik und Solarthermie“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 

Bodenschutz (LABO) in der aktuellen Fassung zu beachten. 

 

 

Kenntnisnahme. 

Brandschutzdienststelle  

Die in der Begründung (Stand 22.08.2025) unter Punkt 6 (Trinkwasser und 

Löschwasser) aufgeführten Hinweise sind zu beachten. 

 

Kenntnisnahme. 
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Grundsätzlich ist bei Belangen des abwehrenden Brandschutzes die Brand-

schutzdienststelle zu beteiligen. Die Brandschutzdienststelle beteiligt die örtli-

che Feuerwehr. 

 

Kenntnisnahme. 

Untere Denkmalschutzbehörde  

Aus Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde des Kreises Dithmarschen beste-

hen keine Bedenken gegen die o. a. Maßnahme.   

 

Kenntnisnahme. 

In dem betroffenen Gebiet und in der direkten Umgebung befinden sich keine 

Bau- oder Kulturdenkmäler. 

 

Kenntnisnahme. 

Südwestlich des Planungsgebietes befindet sich ein archäologisches Interes-

sensgebiet. 

 

Diesbezüglich ist die Stellungnahme des archäologischen Landesamtes zu be-

rücksichtigen. Die untere Denkmalschutzbehörde schließt sich dieser Stellung-

nahme an.  

Kenntnisnahme. 

Es ist bereits bekannt, dass das Plangebiet im südwestlichen Bereich inner-

halb eines archäologischen Interessengebiets liegt. Dies wird in der Begrün-

dung (Teil 1 und 2) erläutert. 

  

1.2 Schleswig-Holstein Netz AG, Netzcenter Meldorf, 24.09.2025  

Keine Einwände seitens der SH-Netz. 

Die auf dem Gebiet verlaufende 20KV Leitung ist eine private Leitung. 

Hierbei handelt es sich um keine Einspeisezusage. 

Kenntnisnahme. 

 

  

1.3 Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein, 

04.11.2025 

 

Es bestehen für die in „BOB-SH“ eingestellten Pläne aus Sicht der Landesver-

messung und des Liegenschaftskatasters keine Bedenken, insofern meldet das 

Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein (LVermGeo 

SH) Fehlanzeige. 

Kenntnisnahme. 

 



Stellungnahmen - Behörden Abwägungsvorschlag 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 10 „Biogasanlage und Photovoltaikfreiflächenanlage" 9 

Diese Mitteilung stellt keine Vorprüfung für eine Richtigkeitsbescheinigung dar. 

Allgemeine Hinweise: 

Es wird auf den Schutz von Vermessungsmarken nach § 8 sowie auf den Schutz 

von Grenzmarken nach § 18 Abs. 5 aufgrund des Gesetzes über die Landesver-

messung und das Liegenschaftskataster (Vermessungs- und Katastergesetz – 

VermKatG) vom 12.05.2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 128) hingewiesen. 

  

1.4 Eider-Treene-Verband (ETV), 25.09.2025  

Das Plangebiet liegt im Verbandsgebiet des Sielverbandes Tielenau. Verbands-

gewässer werden im Zuge der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes nicht direkt betroffen. 

Kenntnisnahme. 

Durch Neuversiegelung von Flächen bzw. dem Neubau von Gebäuden im Plan-

gebiet, kann es zu Abflussverschärfungen kommen. Die Einleitmenge an der 

vorhandenen Einleitstelle darf sich im Zuge der Änderung des B-Planes nicht er-

höhen. Im Falle einer Erhöhung der Einleitmenge von Oberflächenwasser aus 

dem Plangebiet ist im Vorwege des Verfahrens gem. Erlass des MELUND vom 

10.10.2019 ein Nachweis gem. A-RW Teil 1 zu erstellen. 

Der Stellungnahme wird wie folgt gefolgt: 

Der B-Plan ist im Wesentlichen bestandsfestsetzend. Die Genehmigung der Bi-

ogasanlage ist wasserrechtlich genehmigt. Die vorgesehenen Solarmodule 

führen zu keinem Anstieg des Wasserabflusses.  

Die weiteren nach den Festsetzungen noch theoretischen Versiegelungen sind 

vernachlässigbar gering, sodass eine Berechnung im Zuge des Bebauungsplan-

verfahrens nicht erforderlich ist und eine Klärung im Baugenehmigungsver-

fahren erfolgen kann.  

Unter Berücksichtigung der o.g. Anmerkungen bestehen aus Sicht des Verban-

des keine grundsätzlichen Bedenken gegen geplante Maßnahme. 

Kenntnisnahme. 

  

1.5 Schleswag Abwasser GmbH, Abwasserentsorgung Tellingstedt, 

24.09.2025 

 

Die Abwasserentsorgung Tellingstedt GmbH nimmt den B-Plan Nr. 10 zur 

Kenntnis. Da die Anlage nicht an die öffentliche Kanalisation angeschlossen 

werden soll, erfolgt keine weitergehende Stellungnahme. 

Kenntnisnahme.  
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1.6 Deutsche Telekom Technik GmbH, 25.09.2025  

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzei-

gentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche 

Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflich-

ten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entge-

genzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzu-

geben. 

Zur o. a. Planung haben wir bereits mit unserem Schreiben vom 23. Mai 2024 

Stellung genommen und gegen die o.a. Planung keine Bedenken vorgebracht 

haben. 

Diese Stellungnahme gilt unverändert weiter. 

Bei Planungsänderungen bitten wir darum, uns erneut zu beteiligen. 

 

Kenntnisnahme.  

  

1.7 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein, Obere 

Denkmalschutzbehörde, 01.10.2025 

 

Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale 

gem. § 2 Abs. 2 DSchG SH 2015 durch die Umsetzung der vorliegenden Planung 

feststellen. Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den vorliegenden 

Planunterlagen zu. 

 

Kenntnisnahme.  

Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenkmale ent-

deckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 

der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht fer-

ner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Be-

sitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, 

und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu 

dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten be-

freit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und 

die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne 

Kenntnisnahme. 

Auf der Planzeichnung befindet sich bereits der Hinweis Nr. 3 zum Denkmal-

schutz.  
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erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese 

Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mittei-

lung. 

 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 

Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbe-

schaffenheit. 

  

1.8 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr, 21.10.2025 

 

Durch das Gebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 10 (Biogasanlage 

und Photovoltaikfreiflächenanlage) in der Gemeinde Wrohm verläuft die Pro-

duktfernleitung Heide - Hohn auf einer Länge von zirka 200 m. Die Produktfern-

leitung verläuft im Bereich des Havariewalls. 

Kenntnisnahme. 

Es ist bereits bekannt, dass die Produktenfernleitung Heide – Hohn durch das 

Plangebiet verläuft. Die Produktenfernleitung sowie die Schutzabstände sind 

in der Planzeichnung (Teil A) berücksichtigt und der Hinweis Nr. 4 zum Lei-

tungsschutz der Produktenfernleitung aufgenommen. 

Zu Ihrer Information füge ich Ihnen als Anlage die Stellungnahme der Fernlei-

tungs-Betriebsgesellschaft mbH vom 18. Juni 2024 bei. Die dort genannten Auf-

lagen sind zwingend zu beachten. 

Kenntnisnahme.  

Vor Beginn der Baumaßnahmen ist zwischen dem Eigentümer der Biogas- und 

Photovoltaikanlage und dem KompZ BauMgmt Kiel ein Kreuzungsvertrag abzu-

schließen. 

Kenntnisnahme. 

Der Vorhabenträger wird informiert. 

Ich bitte Sie, mich über den weiteren Ausgang des Verfahrens unter Angabe 

meines Aktenzeichens 1-1506-25-BBP zu informieren. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Das Bundesamt wird über den Ausgang des Verfahrens informiert.  

  

1.9 Fernleitungs-Betriebsgesellschaft mbH, 17.06.2024  

Durch das vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 10 „Biogasanlage und Photo-

voltaikanlage“ in der Gemeinde Wrohm verläuft die Produktenfernleitung 

Heide — Hohn auf einer Länge von ca. 200m. Die Produktenfernleitung verläuft 

im Bereich des Havariewalls. 

 

Kenntnisnahme. 

Der Verlauf der Produktenfernleitung ist bereits bekannt und in der Planzeich-

nung eingepflegt. 
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Für eine erste Übersicht und Beachtung bei Ihren weiteren Arbeiten/Planungen 

haben wir einen Lageplan beigelegt. 

 

Da Abweichungen zwischen Plandarstellung und tatsächlicher Lage der Pro-

duktenfernleitung nicht auszuschließen sind, ist diese Eintragung nicht bindend 

für den tatsächlichen Verlauf der Leitungstrasse und kann nur zur Übersicht für  

die weitere Bearbeitung des Planvorhabens genutzt werden. 

 

Sollte für weitere Planungen eine Örtliche Einweisung in den Verlauf der Pro-

duktenfernleitung erforderlich werden, so bitten wir um Kontaktaufnahme mit 

unserer zuständigen Betriebsstelle 

TL Hohn 04335/9275-0  

tl.hohn@fbg.de 

die auch zur Beantwortung technischer Fragen, Arbeitsfreigabe im Schutzstrei-

fenbereich sowie Ortsterminen auf Anfrage zur Verfügung stehen. 

 

 

Die Ortungs- und Markierungsarbeiten sind für den Veranlasser kostenfrei. 

 

 

Arbeiten im Schutzstreifen der Produktenfernleitung dürfen grundsätzlich  

nur nach Rücksprache und im Einverständnis mit uns durchgeführt werden. 

 

Eigentümer und Betreiber der Fernleitungsanlage ist die Bundesrepublik 

Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 

und Dienstleistungen der Bundeswehr Kompetenzzentrum Baumanagement 

Kiel (BAIUDBw KompZ BauMgmt). Die Fernleitungs- Betriebsgesellschaft mbH 

(FBG) ist mit der Durchführung von Aufgaben des Betriebes beauftragt. Wir 

werden zuständigkeitshalber eine Mehrfertigung dieses Schreibens dem 

BAIUDBw KompZ BauMgmt zur Kenntnis vorlegen. 

 

Kenntnisnahme.  

In der Planzeichnung sind bereits die Produktenfernleitung sowie der Lei-

tungsschutzbereich (5 m beidseitig) eingetragen sowie die textliche Festset-

zung Nr. 1.6 sowie der Hinweis Nr. 4 zum Leitungsschutz aufgenommen. 

 

mailto:tl.hohn@fbg.de
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In der Produktenfernleitung werden Kraftstoffe der höchsten Gefahrenklasse 

für militärische Zwecke transportiert. Sie ist dem besonderen Schutz des § 109e 

des StGB (Wehrmittelbeschädigung) unterstellt. Beschädigungen können erheb-

liche Folgeschäden (Personen-, Vermögens- und Sachschäden, insbesondere  

Grundwasserverunreinigungen) auslösen. 

 

Zu Wartungs- und Reparaturzwecken sowie zur Verhinderung einer Gefährdung  

durch äußere Einflüsse ist die Fernleitung in Form einer beschränkt persönli-

chen Dienstbarkeit auf den einzelnen Grundstücken dinglich oder vertraglich 

durch einen 10 m breiten Schutzstreifen gesichert, dessen Mitte mit der Rohr-

achse in der Regel übereinstimmt. In diesem vorgeschriebenen Schutzstreifen 

dürfen keine Bauwerke errichtet werden und sind alle Maßnahmen zu unterlas-

sen, die den Bestand, den Betrieb und die Unterhaltung der Produktenfernlei-

tung beeinträchtigen oder gefährden könnten. 

 

Die Nutzung sowie Inanspruchnahme des Schutzstreifens bedürfen der vorheri- 

gen Zustimmung des BAIUDBw KompZ BauMgmt und (ggf.) des Abschlusses  

eines Vertrages. Die vertraglichen Angelegenheiten sind vom Veranlasser mit  

dem BAIUDBw KompZ BauMgmt rechtzeitig vor Arbeitsbeginn abzuschließen. 

Ohne Zustimmung und abgeschlossenen Vertrag sind Arbeiten im Schutzstrei-

fen der Leitung nicht gestattet. 

 

Dieses Schreiben ersetzt die Zustimmung/ vertragliche Regelung mit dem 

BAIUDBw KompZ BauMgmt nicht. 

 

Vorbehaltlich der Zustimmung des BAIUDBw KompZ BauMgmt haben wir aus 

betrieblicher Sicht dann keine Einwände gegen das geplante Vorhaben, wenn 

sichergestellt ist, dass die nachfolgend aufgeführten Hinweise und Auflagen zur  

Gewährleistung der Sicherheit der Produktenfernleitung beachtet und eingehal-

ten werden: 

Berücksichtigung.  

Das BAIUDBw KompzZ BauMgmt und die FBG werden am weiteren Bauleit-

planverfahren beteiligt.  

Der Vorhabenträger wird informiert. 
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- Alle geplanten Einzelmaßnahmen, die den Schutzbereich der Leitung berüh-

ren, müssen rechtzeitig unter Vorlage von Detailplänen bei unserer Gesellschaft 

zur Prüfung und Abgabe einer Stellungnahme vorgelegt werden, da gegebenen-

falls größere Schutzabstände bzw. besondere Sicherungsmaßnahmen erforder-

lich sind. 

 

 

- Der dinglich gesicherte 10,0 m breite Schutzstreifen muss von jeglicher Bebau- 

ung und sonstigen baulichen Maßnahmen (hierzu zählen bereits Zaunfunda-

mente, Mauern, Hofbefestigungen usw.), Bepflanzung mit Bäumen und sonsti-

gem tiefwurzelnden Bewuchs entsprechend den bestehenden vertraglichen Re-

gelungen freigehalten werden. 

 

 

- Im Schutzstreifenbereich der Produktenfernleitung das Einpflanzen von tief-

wurzeligem Gewächs nicht gestattet. 

 

 

- Der ungehinderte Zugang zur Rohrleitungstrasse für eventuelle Reparaturar-

beiten, Wartungsarbeiten und Messungen sowie die uneingeschränkte Einsicht- 

nahme der Trasse für die behördlich vorgeschriebenen Kontrollgänge und Lei- 

tungsbefliegungen muss jederzeit gewährleistet bleiben. 

 

 

- Alle Arbeiten im Schutzbereich dürfen nur unter sorgfältiger Beachtung der 

beigefügten "Hinweise für Arbeiten im Bereich der Produktenfernleitungen der 

NATO und des Bundes in der Bundesrepublik Deutschland" durchgeführt wer-

den. Den Erhalt bitten wir auf der beigefügten Empfangsbescheinigung recht-

zeitig vor Arbeitsbeginn zu bestätigen und an uns zurückzusenden. 
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Wir bitten sicher zu stellen, dass das BAIUDBw KompZ BauMgmt und die FBG 

an den weitergehenden Planungen beteiligt werden. 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Das BAIUDBw KompZ BauMgmt und die FBG werden im weiteren Verfahren 

beteiligt. 

Wir weisen darauf hin, dass Kosten zu erforderlichen Leitungssicherungs- und 

Anpassungsmaßnahmen - sofern keine anderslautenden vertraglichen Regelun- 

gen bestehen - vom Veranlasser zu tragen sind. 

 

 

 

  

1.10 Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND), 09.11.2025  

Wir nehmen die Planung der Gemeinde Wrohm zur Erweiterung der bestehen-

den Biogasanlage sowie zur Errichtung einer ergänzenden Photovoltaikfreiflä-

chenanlage zur Kenntnis. Die BUND-Kreisgruppe begrüßt grundsätzlich Vorha-

ben, die zur Energiewende beitragen, sieht aber insbesondere bei der Auswei-

tung von Biogasanlagen einen erhöhten Prüfbedarf hinsichtlich 

Kenntnisnahme. 
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Immissionsschutz, Gewässer- und Bodenschutz, Nährstoffmanagement sowie 

Störfallvorsorge.  

Der BUND weist darauf hin, dass die Planung unter Beachtung von Art. 20a GG 

und Art. 11 LV SH zu erfolgen hat, wonach der Staat und seine Glieder zum 

Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen verpflichtet sind. 

1. Allgemeine Einschätzung  

Der BUND erkennt die Bedeutung von Biogasanlagen für eine nachhaltige Ener-

gieversorgung grundsätzlich an, weist aber darauf hin, dass mit der Erweiterung 

bestehender Anlagen erhebliche ökologische Risiken und Nutzungskonflikte ein-

hergehen können.  

Insbesondere sind die Themen Geruchs- und Lärmbelastung, Nährstoffkreis-

läufe, Klimawirkung, Boden- und Gewässerschutz sowie Sicherheitsabstände 

fachgerecht und restriktiv zu prüfen.  

Die vorliegenden Gutachten (Geruch, Geräusch, Sicherheitsabstand, Umweltbe-

richt) zeigen, dass die Anlage zwar die geltenden Grenzwerte weitgehend ein-

hält, dennoch bestehen aus Sicht des BUND in mehreren Punkten Präzisierungs- 

und Nachbesserungsbedarfe.  

Die Beurteilung erfolgt im Rahmen der BUND-Richtlinie 2.1 (Oktober 2025) un-

ter Berücksichtigung des KursNatur 2030 und des landesweiten Biotopverbund-

systems Schleswig-Holstein. 

2. Schutzgut Mensch – Geruch, Lärm, Sicherheit  

2.1 Geruchsimmissionen  

Nach dem Gutachten Lücking & Härtel (06.11.2024) treten die stärksten  

Geruchseinwirkungen an den Immissionsorten „An der B 203 2–4“ sowie 

„Hauptstraße 2–4“ auf. Die modellierten Geruchshäufigkeiten liegen nach An-

hang 7 TA Luft 2021 unterhalb des maßgeblichen Richtwertes von 10 % für den 

Außenbereich.  

Trotzdem wird angeregt:  

• eine dauerhafte Überwachung der tatsächlichen Geruchssituation nach Inbe-

triebnahme durch unabhängige Messungen sicherzustellen,  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die bestehende Biogasanlage wurde auf Grundlage der zum Zeitpunkt der Ge-

nehmigung maßgeblichen fachgutachterlichen Untersuchungen durch die zu-

ständigen Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden immissionsschutzrechtlich 

genehmigt. Die hierbei relevanten Belange wurden bereits umfassend geprüft 

und abgewogen. 

Im Rahmen von Bebauungsplanverfahren sind gutachterliche Untersuchun-

gen nur insoweit vorzulegen, dass die nach den Festsetzungen des Bebau-

ungsplans vorgesehenen Nutzungen grundsätzlich mit den immissionsschutz-

rechtlichen Anforderungen vereinbar sind. Eine detaillierte Prüfung der kon-

kreten Auswirkungen eines Vorhabens erfolgt regelmäßig im nachgelagerten 

Baugenehmigungsverfahren / BImSchG-Verfahren. 

Im vorliegenden Fall wurden die immissionsschutzrechtlichen Belange der be-

stehenden Biogasanlage bereits im Rahmen des Genehmigungsverfahrens auf 

Grundlage entsprechender Gutachten geprüft und behördlich entschieden. 

Die Anregungen, die eine Überarbeitung dieser Gutachten betreffen, sind da-

her nicht mehr Gegenstand der bauleitplanerischen Abwägung im Rahmen 

dieses Bebauungsplanverfahrens. Eine erneute oder grundsätzliche Überar-

beitung der Gutachten ist aus planerischer Sicht nicht erforderlich. 
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• in der Genehmigung eine Obergrenze der Einsatzstoffmengen (insbes. Maissi-

lage, Gülle) festzusetzen, um Immissionszunahmen zu vermeiden,  

• auf eine intensive Siloversiegelung und zeitnahe Einarbeitung der Substrate zu 

achten. 

2.2 Geräuschimmissionen  

Das Geräuschgutachten (07.11.2024) weist keine Überschreitungen der Immis-

sionsrichtwerte nach TA Lärm aus. Gleichwohl sind Biogasanlagen typische 

Quellen für tieffrequente Geräusche (BHKW, Gasaufbereitung).  

Der BUND empfiehlt:  

• eine bauliche Schallkapselung der BHKW-Container und Verdichter,  

• eine Nachmessung nach Inbetriebnahme bei Tag und Nacht,  

• die Verlagerung lärmintensiver Arbeiten (Silierung, Transporte) auf Tageszei-

ten. 

 

2.3 Sicherheitsabstände / Störfallvorsorge  

Das Abstandsgutachten der Weyer Gruppe (04.11.2024) ermittelt einen ange-

messenen Sicherheitsabstand von 124 m für Freistrahlflammenereignisse.  

Da Biogasanlagen potenziell störfallrelevant sind (§ 3 Abs. 5c BImSchG), fordert 

der BUND:  

• die dauerhafte Freihaltung des Sicherheitsbereichs von schutzbedürftiger 

Nutzung,  

• die Einbeziehung der Feuerwehr Wrohm in die Planung des Notfall- und  

Löschwasserkonzepts,  

• eine regelmäßige Kontrolle der Gasspeicherfolien und Rohrleitungen. 

 

4. Schutzgut Boden, Wasser und Klima  

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB sind Eingriffe in den Naturhaushalt zu vermeiden und  

unvermeidbare Beeinträchtigungen vorrangig auszugleichen. Insbesondere sind 

die stofflichen Nährstoffkreisläufe (Gülle, Gärreste) im Sinne des Vorsorgeprin-

zips zu steuern und auf eine Nullbilanz im Nährstoffsaldo hin auszurichten.  

Die Anlage liegt in einem empfindlichen Marschraum mit hoher Grundwasser-

nähe.  
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Der BUND regt an:  

• die Abdichtung aller Lagerflächen nach AwSV-Standard zu gewährleisten,  

• den Nachweis der Dichtheit regelmäßig zu dokumentieren,  

• die Ausbringung der Gärreste nachweislich an schlagbezogene Nährstoffbilan-

zen (Stoffstrombilanzverordnung) zu koppeln,  

• ein Monitoring von Nitrat- und Ammoniumkonzentrationen im Oberflächen- 

und Grundwasser durchzuführen.  

Im Hinblick auf den Klimaschutz ist sicherzustellen, dass Methanverluste durch 

technische Einrichtungen (Gasfackel, Lecküberwachung) minimiert werden. 

5. Schutzgut Natur und Landschaft  

Die Planung ist mit den Zielen des Biotopverbundes KursNatur 2030 abzuglei-

chen.  

Beeinträchtigungen wertvoller Grünland- oder Gewässerlebensräume dürfen 

die Funktionsfähigkeit des Verbundsystems nicht mindern.  

Nach den Unterlagen liegt das Plangebiet im Landschaftsschutzgebiet „Norder-

geest“.  

Der BUND begrüßt, dass dies nachrichtlich übernommen wurde, fordert jedoch:  

• die landschaftsbildgerechte Eingrünung (Knicks, Hecken) insbesondere zur B 

203,  

• die Erhaltung vorhandener Knicks und Kleingewässer, die gemäß § 30 

BNatSchG bzw. § 21 LNatSchG gesetzlich geschützt sind,  

• eine Ausgleichsmaßnahme im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang.  

Die Anlage liegt zudem im Vorbehaltsraum für Natur und Landschaft nach  

Landesentwicklungsplan, weshalb eine weitergehende Begründung der Stand-

ortwahl erforderlich ist. 

 

Der Stellungnahme wird wie folgt entsprochen:  

Es wird keine Eingrünung festgesetzt. Das Plangebiet ist bereits von allen Sei-

ten durch Knicks sowie zusätzlich von dem Havariewall zur B 203 eingegrünt. 

Eine zusätzliche Eingrünung ist nicht erforderlich.  

Die nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bzw. § 21 Gesetz zum 

Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz) (LNatSchG) gesetzlich geschütz-

ten Knicks und Kleingewässer innerhalb des Plangebiets werden zum Erhalt 

festgesetzt.  

 

Der Ausgleich der Planung erfolgt im B-Plan überwiegend auf den festgesetz-

ten Maßnahmenflächen im Plangebiet und steht demnach im räumlichen Zu-

sammenhang zur Planung. Der weitere Kompensationsbedarf wird auf einer 

externen Ausgleichsfläche erbracht, auf der Ausgleichsmaßnahmen für be-

reits durchgeführte Baumaßnahmen im Zuge Errichtung der Biogasanlage her-

gerichtet wurden. Diese liegt ca. 380 m südwestlich der Planung.  

 

6. Standortwahl und Alternativenprüfung  

Da es sich um eine Erweiterung einer bestehenden Anlage handelt, ist die 

Standortbindung grundsätzlich nachvollziehbar.  

Der Stellungnahme wird bereits gefolgt. 

Die Prüfung der Standortwahl und -alternativenprüfung erfolgt auf Ebene der 

vorbereitenden Bauleitplanung im Rahmen 12. Änderung des Flächennut-

zungsplans der Gemeinde Wrohm im Parallelverfahren. Die 
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Für die zusätzlich geplante Photovoltaikfreiflächenanlage fehlt jedoch eine 

nachvollziehbare Standortalternativenprüfung. Diese ist im Entwurfsverfahren 

nach § 2 Abs. 3 BauGB nachzureichen. 

 

Standortalternativenprüfung ist in der Begründung zur Änderung des Flächen-

nutzungsplans Teil 2, Kapitel 4 dargelegt. Auf Ebene des Bebauungsplans be-

steht daher keine erneute Erforderlichkeit zur Prüfung von Standortalternati-

ven. 

Die Standortalternativenprüfung berücksichtigte insbesondere die Zielsetzung 

der planungsrechtlichen Sicherung der bestehenden Biogasanlage und der Er-

richtung einer angrenzenden Freiflächen-PVA zur Versorgung eines kommu-

nalen Wärmenetzes, energetische und technische Synergien durch die unmit-

telbare Nachbarschaft (Netzinfrastruktur, Einspeisemöglichkeiten, gemein-

same Steuerung), die Raum- und Landschaftsverträglichkeit mit geringer visu-

eller Beeinträchtigung aufgrund vorhandener Vorbelastungen und Einbindung 

durch Knickstrukturen sowie die gesicherte Flächenverfügbarkeit. Alternative 

Standorte im Gemeindegebiet stellen sich aufgrund von Landschaftsschutzge-

bieten, Wohnbebauung, fehlender technischer Infrastruktur oder ungeklärter 

Eigentumsverhältnisse nicht als geeignet dar. Im Ergebnis ist der Standort in 

direkter Nachbarschaft zur bestehenden Biogasanlage als am besten geeignet 

einzustufen und ermöglicht eine kompakte, ressourcenschonende und ge-

meinwohlorientierte Nutzung im Sinne der Energiewende und der kommuna-

len Wärmeversorgung. 
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7. Rückbau und Nachnutzung  

Der BUND fordert, dass im Durchführungsvertrag gemäß § 12 BauGB eine  

Rückbauverpflichtung mit finanzieller Sicherheit (z. B. Bürgschaft) festgeschrie-

ben wird, um eine spätere Beseitigung stillgelegter Anlagenteile sicherzustellen. 

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der Rückbau der bestehenden Biogasanlage ist in durch immissionsschutz-

rechtliche Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 

29.07.2025 geregelt und gesichert. Die entsprechenden Rückbau- und Nach-

sorgeverpflichtungen sind Bestandteil der Genehmigung und unterliegen der 

Kontrolle der zuständigen Genehmigungsbehörde. Eine zusätzliche Festset-

zung oder Vereinbarung zum Rückbau der Biogasanlage im Bebauungsplan ist 

daher nicht erforderlich. 

Für das SO 1 besteht ebenfalls keine planerische Erforderlichkeit zur Festset-

zung von Rückbauverpflichtungen. PV-Anlagen können leicht rückstandslos 

rückgebaut werden. Der Metallwertes der Anlagenteile ist höher als die Besei-

tigungskosten, ein Verbleiben von Anlagenteilen ist nicht zu befürchten. 

8. Zusammenfassung und Fazit  

Der BUND begrüßt die Bemühung der Gemeinde, bestehende Anlagen rechtssi-

cher zu ordnen und ökologische Anforderungen zu integrieren.  

Gleichzeitig bestehen wesentliche umweltrelevante Punkte, die im weiteren 

Verfahren zu berücksichtigen sind:  

1. Überwachung und Begrenzung der Geruchs- und Lärmemissionen  

2. Sicherung der Wasser- und Bodenqualität  

3. Störfallvorsorge gemäß § 50 BImSchG  

4. Erhalt der geschützten Biotope (Knicks, Kleingewässer)  

5. Verbindliche Rückbau- und Nachnutzungspflichten  

Der BUND erinnert daran, dass beschleunigte oder vereinfachte Verfahren nicht 

zu einer Verkürzung der Umweltprüfung führen dürfen. Eine sachgerechte Ab-

wägung ist nur bei vollständiger Berücksichtigung aller Schutzgüter und Fach-

gutachten möglich. 

S.o.  

 

  

Wir bitten darum, auch im weiteren Verfahren beteiligt zu werden. Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Der BUND wird im weiteren Verfahren beteiligt.  

 


